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- Drucksache 16/12688 - 


Bundesausbildungsförderung an die Studienrealität anpassen und Strukturreform 
vorbereiten 


A. Problem 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) kommt seinem Ziel, finan- 
ziell bedürftigen Studierenden eine verlässliche Studienfinanzierung zu sichern, 
nur unzureichend nach. Besonders durch die Einführung der gestuften 
Studienstruktur hat sich die Studienrealität geändert. Die bisher auf den Weg ge- 
brachte 22. BAföG-Novelle ist diesem Reformdruck nicht gerecht geworden. 
Das BAföG muss deshalb reformiert werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, schnellstmöglich eine BAföG-Novelle 
auf den Weg zu bringen. Hierin müssen grundlegende Kriterien für den Erhalt 
des BAföG und die Bemessung des Förderzeitraums angepasst werden. Weiter- 
hin muss die eingetragene Lebenspartnerschaft im Sinne des BAföG mit der Ehe 
gleichgestellt werden. Auch die Organisation des BAföG-Beirats ist zu refor- 
mieren. Für eine eltemunabhängige, bedarfsdeckende und repressionsfreie 
Studienfinanzierung soll darüber hinaus ein „Zwei-Körbe-Modell“ mit einem 
direkt an die Studierenden fließenden Sockelbetrag und einem weitgehend eltem- 
unabhängigen Zuschussteil geschaffen werden. 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/12688 abzulehnen. 

Berlin, den 17. Juni 2009 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

Ulla Burchardt Marion Seib Renate Schmidt (Nürnberg) 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 


Uwe Barth 

Berichterstatter 


Cornelia Hirsch 

B erichterstatterin 


Kai Gehring 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Marion Seib, Renate Schmidt (Nürnberg), Uwe Barth, 
Cornelia Hirsch und Kai Gehring 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
16/12688 in seiner 218. Sitzung am 24. April 2009 beraten 
und an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung zur federführenden Beratung und an den 
Ausschuss für Arbeit und Soziales sowie den Ausschuss für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Mitberatung über- 
wiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fraktion DIE LINKE, stellt einen grundsätzlichen Re- 
formbedarf im Hinblick auf das BAföG fest. Nach der Ein- 
führung der gestuften Studienstruktur habe sich die Studien- 
realität geändert. Da die 22. BAföG-Novelle einer gerechten 
Anpassung nicht nachgekommen sei, müsse in einer neuen 
Novelle im Hinblick auf die allgemeinen Voraussetzungen 
der BAföG-Berechtigung durchgesetzt werden, dass 

• sichergestellt werde, dass im Masterstudium und in den 
Staatsexamensfächern unabhängig vom Kriterium der 
Konsekutivität ein Förderanspruch bestehe, 

• der bisher geforderte Leistungsnachweis zur Verlänge- 
rung des Förderanspruchs im 4. Semester im Bachelor- 
studium ersatzlos gestrichen werde, 

• Auszubildenden in hochschulorganisatorisch eingerich- 
teten Teilzeitstudiengängen eine Förderung nach dem 
BAföG zugänglich gemacht werde, 

• das Auslands-BAföG auf ein gesamtes gefördertes Aus- 
landsstudium in den Bologna-Staaten ausgeweitet werde. 
Alle Auslandszuschläge sollen wieder als Vollzuschuss 
gewährt werden. 

Im Hinblick auf die Förderungsdauer sei es wichtig, dass 

• die Altersgrenze von 30 Jahren ersatzlos gestrichen wer- 
de, 

• sich der Förderzeitraum an der durchschnittlichen Stu- 
diendauer anstelle der bisherigen Regelstudienzeit be- 
messe, 

• der Förderanspruch zwischen zwei Ausbildungsabschnit- 
ten auf mindestens drei Monate ausgeweitet werde, 

• bei einem Fachrichtungswechsel — ohne im alten Stu- 
diengang BAföG beantragt oder bezogen zu haben - der 
komplette Förderzeitraum gewährt werden müsse, 

• die Verlängerung der Förderungshöchstdauer aufgrund 
von studienbedingtem Fremdsprachenerwerb auf alle 
Fremdsprachen ausgeweitet werde, 

• die elternunabhängige Förderung durch die Verringerung 
der nachzuweisenden Zeit einer vorherigen Arbeitstätig- 
keit bzw. Ausbildung ausgeweitet werde, 

• Transferzahlungen (Waisenrenten etc.) dem Zeitraum zu- 
gerechnet würden, für den sie vorgesehen seien und nicht 
dem Zeitraum, in dem sie ausgezahlt würden. 


Bezüglich der Bedarfshöhe und der Rückzahlung müsse eine 
Reformierung dahingehend stattfinden, dass 

• Leistungen nach dem BAföG für Schülerinnen und Schü- 
ler nicht als Einkommen gelten, 

• Vergütungen für Praktika unter den Einkommensfreibe- 
trag von 400 Euro für Auszubildende fielen, 

• die bisherige Verschuldungsdeckelung bei einem Bache- 
lorstudium um mindestens 3 000 Euro auf höchstens 
7 000 Euro verringert werde, 

• der Teilerlass der BAfÖG-Schulden bei Kindererziehung 
auch nach dem 1. Januar 2010 gewährt werde, 

• die Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge an die 
Steigerung der studentischen Lebenshaltungskosten und 
an die allgemeine Einkommensentwicklung gekoppelt 
werde. 

Allgemein müsse eine Anpassung dahingehend stattfinden, 
dass 

• eingetragene Lebenspartnerschaften im Sinne des 
BAföG mit der Ehe gleichgestellt würden, 

• der BAföG-Beirat demokratisch besetzt werde und er- 
weiterte Kompetenzen erhalte. 

Darüber soll die Bundesregierung aufgefordert werden, in 
der Studienfinanzierung auf ein „Zwei-Körbe-Modell“ hin- 
zuwirken. Dieses gelte für eine bestimmte Studienzeit, die 
der durchschnittlichen Studiendauer entspreche. Der erste 
Korb solle hierbei aus einem für alle Studierenden einheit- 
lichen Sockelbetrag bestehen, in dem alle kindbezogenen 
Transferleistungen und Freibeträge zusammengefasst wür- 
den. Der Betrag solle direkt an die Studierenden fließen. Der 
zweite Korb solle aus einem - in einem ersten Schritt eltem- 
abhängigen - Zuschussteil bestehen, der schrittweise hin zur 
Eltemunabhängigkeit ausgeweitet werde. Durch das „Zwei- 
Körbe-Modell“ könne der Weg zu einer eltemunabhängigen, 
bedarfsdeckenden und repressionsfreien Studienfinanzie- 
rung für alle Studierenden bei individuellem Bedarf geöffnet 
werden. 

Der Deutsche Bundestag solle die Bundesregierung darüber 
hinaus auffordem, wieder ein umfassendes BAföG für 
Schülerinnen und Schüler an Berufsfachschulen sowie Fach- 
und Fachoberschulklassen sowie weiterführenden allge- 
meinbildenden Schulen ab Klasse 11 einzuführen, auch 
dann, wenn sie bei den Eltern wohnten oder nicht auswärtig 
untergebracht seien. Damit solle der sozialen Ungleichheit 
im Bildungssystem entgegengewirkt und mehr jungen 
Menschen der Weg zum Abitur eröffnet werden. 

Zur Begründung der einzelnen Forderungen wird auf die 
Seiten 3 bis 5 des Antrags auf Drucksache 16/12688 verwie- 
sen. 


Drucksache 16/13592 


-4- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Berlin, den 17. Juni 2009 

Marion Seib 

B erichterstatterin 

Cornelia Hirsch 

B erichterstatterin 


III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse 

Der Ausschuss für Arbeit und Soziales sowie der Aus- 
schuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend haben 
mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE, empfohlen, den Antrag auf Druck- 
sache 16/12688 abzulehnen. 


IV. Beratungsverlauf und -ergebnis im 
federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat über die Vorlage in seiner 89. Sitzung 
am 17. Juni 2009 ohne Debatte abgestimmt und empfiehlt 
Ablehnung des Antrags auf Drucksache 16/12688 mit 
den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak- 
tion DIE LINKE. 


Renate Schmidt (Nürnberg) Uwe Barth 

Berichterstatterin Berichterstatter 

Kai Gehring 

Berichterstatter 
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